Außerordentliche Beilage 


zum 


Amtsblatt Mo. 6. der Königlich Preußiſchen Regierung. 


Marienwerder, den 9ten Februar 1848. 


Seldpolizei⸗ Ordnung für alle Landestheile, in denen das Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat, mit 
Ausſchluß der Kreiſe Rees und Duisburg. Von 1ſten November 1817. 


ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig bon 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 


verordnen, um dem Landbau einen wirkſameren Schutz zu gewähren, auf den An⸗ 
trag Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anbörung Unferer getreuen Stände und 
gab vernommenem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten 
emmiſſion, für alle Landestheile, in deren das Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft 
aß folg Ausſchluß der zur Rheinprovinz gehörigen Kreiſe Rees und Duisburg, 
olgt; N 
§. 1. Die gegenwärtige Feldpolizei⸗ Ordnung findet ſowohl auf ſtädtiſche, 
5 auf ländliche Orte und Feldmarken Anwendung. Rn a 
ein Niemand darf ſein Vieh außerhalb geſchloſſener Höfe oder anderer 
Bern igter Plätze unbeaufſichtigt umherlaufen laſſen. Wer ſolches thut, iſt mit 
i obuste von fünf Selbergroſchen bis zu drei Thalern zu beſtrafen. 
lich nie Vorſchrift kann jedoch für Orte, wo es nach den Verhältniſſen erforder⸗ 
erſcheint, durch Verordnungen der Ortöpolizei- Behörden, mit Zuſtimmung der 
athg udel abgeandert werden. Auf dem Lande muß die Beſtätigung des Land⸗ 
die v hiazutreten. Soll aber in einer ſolchen Lokalverordnung eine höhere, als 
er dor ſtehend beitimmte Strafe angedroht werden, ſo iſt dazu die Genehmigung 
er Regierung nöthig. 
Hirten zur m er ſein Vieh anders, als unter der Aufſicht eines hierzu tüchtigen 
mit Geidbn Beide gehen, oder auſſerhalb eingefriedigter Plätze weiden läßt, ſoll 


Be von ſunf Silbergroſchen bis zu drei Thalern beſtraft werden. 


ches überban ird Vieh auf einem fremden Grundstücke betroffen, auf welchen fol 
pfändet Ba oder zur Zeit nicht geweidet werden darf, fo kann daſſelbe ge- 
F. 5 


flüge, ſonde n einer ſolchen Pfändung ($. 4.) iſt nicht nur der Beſiter des Grund⸗ 


mens der B 


n auch ein Jeder befugt, dem ein Nutzungsrecht daran zuſteht. Na⸗ 
erechtigten kann die Pfändung auch von denjenigen Perſonen rorge⸗ 
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nommen werden, welchen die Aufficht über das Grundstück aufgetragen iſt, oder die 
zur Familie oder zu den Dienſtleuten der Berechtigten gehören. 
§. 6. Die abgepfändeten Stücke Vieh haften für das Pfandgeld, den ent⸗ 
ſtandenen Schaden, und alle durch die Pfändung werıgfachten Koſten. 
§. 7. Sind mehrere Stücke Vieh, oder iſt eine ganze Heerde übergetreten, 
fo dürfen dennoch, in ſofern dies ausführbar iſt, nicht mehr Stücke Vieh gepfändet 
werden, als erforderlich find, um die durch die Beſchaͤdigung entſtandenen Forderungen 
zu decken, den Beweis der Beſchädigung zu ſichern, und weiteren Schaden abzuwenden. 
§. 8. Das Pfandgeld muß von dem Beſitzer des Viehes an den Beſchädig⸗ 
ten für jedes Stück Vieh, welches übergetreten iſt, und zwar ſelbſt dann entrichtet 
werden, wenn eine Pfändung nicht geſchehen iſt. 
e Das Pfandgeld beträgt: P 
1. wenn das Vieh betroffen worden iſt auf beſäeten oder bepflanzten Aeckern, in 
Garten, Baumſchulen, Hopfenanlagen oder auf Weinbergen, auf künſtlich ge⸗ 
bauten oder auf ſolchen Wieſen oder mit Futterkräutern beſäeten Weiden, 
welche der Beſitzer ſelbſt uoch mit der Hütung verſchont, oder die derſelbe 
eingefriedigt hat, oder auf Daͤmmen, Deichen, Buhnen, Deckwerken oder ge⸗ 
deckten Sandflächen: 
d. für ein Pferd, einen Eſel oder ein Stück Rindvieh zwanzig Silbergroſchen; 
b. für ein Schwein, eine Ziege, ein Schaaf, ein Füllen oder ein Stück Jung⸗ 
vieh unter zwei Jahren, acht Silbergroſchen; 
c. für eine Gans oder ein Stück Federvieh anderer Art, einen Silbergroſchen; 
2. in allen anderen Fällen, wohin auch das unbefugte Behuͤten der Wege, Plätze, 
Dorfſtraßen oder Dorfanger gehört: 
a. für ein Pferd, einen Eſel oder ein Stück Rindvieh, fünf Silbergroſchen; 
b. für ein Schwein, eine Ziege, ein Schaaf, ein Füllen oder ein Stück Jung⸗ 
vieh unter zwei Jahren, zwei Silbergroſchen; 
c. für eine Gans oder ein Stück Federvieh anderer Art, drei Pfennige. 
F. 9. Iſt jedoch gleichzeitig eine Mehrzahl von Stücken Vieh ubergetreten, 
ſo ſoll der Geſammtbetrag des zu entrichtenden Pfandgeldes: 

. für Pferde, Eſel, Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schaafe, unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des §. 8. Nr. 1. die Summe von zwanzig Thalern, unter 
denen des $, 8. Nr. 2. die Summe von fünf Thalern; 

b. für Gänſe und anderes Federvieh, unter den Vorausſetzungen des . 8, 
Nr. 1. die Summe von zwei Thalern, und unter denen des §. 8. Nr. 2. 
die Summe von funfzehn Silbergroſchen, 

nicht überſteigen dürfen. 

§. 10. Die in den $$. 8. und 9. vorgeſchriebenen Saͤtze des Pfandgeldes 
koͤnnen für ganze Kreiſe auf den Antrag der Kreisſtände, für einzelne Feldmarken 
aber auf den Antrag der Ortspolizei⸗Behorden und mit Zuſtimmung der Gemein ⸗ 
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den, durch Verordnungen der Regierungen verändert, und in ihrem Betrage erhöht 
oder verringert werden. er 
jedi . 11. Das Pfandgeld vertritt die Stelle des Schadenerſatzes. Erachtet 
ledoch der Beſchädigte daſſelbe hiezu nicht für genügend, ſo ſteht ihm frei, ſtatt 
* Pfandgeldes die Ermittelung und den vollen Erſatz des Schadens zu fordern; 
außer dem letzteren kann er aber alsdann in den Faͤllen des §. 8. Nr. 1 auch 
118 5 Ni übergetretenen Stücke Vieh das geringere Pfandgeld (§. 8. Nr. 2. 
and F. 9.) verlangen. 
cg K. 12. Das Pfandgeld iſt in jedem einzelnen Falle nur einmal zu erlegen, 
lelbſt alsdann, wenn durch den Uebertritt des Viehes auf ein Grundſtück mehrere 
Perſonen, z. B. der Beſißer und ein Nutzungs berechtigter, in ihren Rechten verletzt 
worden find, oder wenn ſich der Ueberkritt zugleich auf mehrere Grundſtüͤcke ver⸗ 
ſchiedener Beſitzer erſtreckt hat. i 
F. 13. In Fällen der im F. 12. bezeichneten Art gebührt das Pfandgeld 
allein demjenigen Beſchädigten, welcher die Pfändung bewirkt, oder den Uebertritt 
Pe angezeigt hat. Die übrigen Beſchädigten bleiben aber berechtigt, den Er⸗ 
ihres Schadens beſonders zu fordern. ö N 
fi ‚ Hat ein Pilger der ber die beſchädigten Grundſtücke die Aufſicht zu 
a hatte (F. 50.), die Pfändung oder die Anzeige bewirkt, ſo wird das Pfand⸗ 
geld zwiſchen allen Beſchädigten gleichmäßig getheilt. N J 
un, 14. Wer vorſätzlich unbefugterweiſe Vieh auf einem fremden Grundſtücke 
Ne nicht nur zur Erlegung des Pfandgeldes und zum Schadenerſatze nach 
n vorſtehenden Beſtimmungen verbunden, ſondern ſoll überdies mit Geldbuße von 
em bis zu zwanzig Thalern beſtraft werden. | 
29 ze verwickte Strafe iſt zu verdoppeln, wenn der Frevel zur Nachtzeit (88. 
frevelg oder an Sonn⸗ und Feſttagen verübt wird, oder wenn ein wegen Weide⸗ 
chen Verurtheilter ſich innerhalb Jahresfriſt nach dieſer Verurtheilung eines ſol 
»Srevels aufs Neue ſchuldig gemacht. rg | 
unt ſt das vorſätzliche Behüten fremder Grundſtucke aus Rache oder Bosheit 
ernommen, ſo tritt die in den Kriminalgeſetzen beſtimmte ſtrengere Ahndung ein. 
Hirt: 15. Läßt der zur Beaufſichtigung des Viehes beſtellte, an ſich tüchtige 
untüchtaſlelbe unbeauffichtigt gehen, oder überträgt er die Aufſicht einer hierzu 
drei Thaler fon, ſo trifft ihn eine Geldſtrafe von zehn Silbergroſchen bis zu 


Vieh Bu Wenn das unter der Aufſicht eines an ſich tüchtigen Hirten weidende 
ück el 


e berden; doch blei ſchaͤdigle zu dieſ d berechtigt, wenn 
der rden; doch bleibt der Beſchaͤdigle zu dieſer Forderung be gt, wen 
ae has jenem Zufalle nicht binnen vier und zwanzig Stunden entweder ihm, 


gten, oder der Ortspolizei⸗Behörde, Anzeige gemacht hat. 
5 1 
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. 


$. 17. Iſt der Uebertiitt des Viehes auf ein fremdes Grundſtück von dem 
an ſich tüchtigen Hirten verſchuldet, fo hängt es von der Wahl des Beſchädigten 
ab, ob er ſich wegen des Pfandgeldes und Schadeuerſatzes an den Hirten, oder 
an den Beſitzer des Viehes halten will. Thut er das Letztere, ſo bleibt dem Be⸗ 
ſizer des Viehes der Regreß an den Hirten vorbehalten. 1 
. 18. Außerdem fol in den Fallen des §. 17. der Hitte, wenn er vorſäͤtz⸗ 
lich das Vieh auf das fremde Grundſtück gettleben hat, mit der im F. 14. beſtimm⸗ 
ten Strafe belegt, wenn ihm aber nur eine Vernachläſſigung der Aufſicht über das 
Vieh zur Laſt fällt, mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu drei Thalern 
beſtraft werden. 
Auch kann der Hirte ſchon wegen einer ſolchen Vernachlaͤſſigung von feinem 
Herrn des Dienſtes ſofort entlaſſen werden; bei einer vorſätzlich von ihm herbei- 
geführten Uebertretung aber iſt der Herr zu einer ſolchen Entlaſſung des Hirten, 
wenn der Beſchädigte dieſelbe verlangt, verpflichtet und durch die Ortspolizei⸗Be⸗ 
hoͤrde dazu anzuhalten. 
S. 19. Was in den §§. 3 — 18. verordnet worden, findet auch auf gemein⸗ 
ſchaftliche Heerden und deren Hirten Anwendung. 

$. 20. Bei Beſchädigungen, welche durch eine gemeinſchaftliche Heerde ge⸗ 
ſchehen, find ſaͤmmtliche Hütungsg noſſen dem Beſchädigten für das Pfandgeld, den 
Schadenerſatz und die Koſten folldariſch verhaftet; unter ſich aber tragen ſie dazu 
nur nach Verhältniß des Viehes bei, welches ein Jeder von ihnen zur Zeit der Be⸗ 
ſchädigung in der gemeinſchaftlichen Heerde gehabt hat. 

§. 21. Dafür, daß die gemeinſchafkliche Heerde unter die Auſſicht eines 
tüchtigen Hirten geſtellt werde, hat der Gemeindevorſtand zu ſorgen. Wo Köhr- 
oder Feldämter, oder befonvere Vorſtände der Hütungsgenoſſenſchaften vorhanden 
find, liegt dieſen ob, dafür zu ſorgen. 

$. 22. Wie viel gemeinfchaftliche Hirten zu halten, und ob die verſchiedenen 
Vieharten abgeſondert oder gemiſcht zu hüten find, iſt durch Befchlüffe der Ge⸗ 
meinde und an Orten, wo nicht alle Gemeindeglieder an der gemeinſchaftlichen 
Weide Theil haben, durch Befchlüffe der Hütungsgenoſſenſchaft mit Genehmigung 
des Gemeindevorſtandes zu beſtimmen. 

$. 23. Jeder Theilnehmer eines gemeinſchaftlichen Hütungsrechts iſt bei 
deſſen Ausübung verpflichtet, ſein Vieh dem gemeinſchaftlichen Hirten vorzutreiben 
und von dieſem hüten zu laſſen, ſofern ihm nicht das Recht zum Einzelnhuͤten her⸗ 
kömmlich oder vermöge befonderen Mechtötitels zuſteht, oder die im §. 24. gedachte 
Ausnahme eintritt. 

§. 24. Wo nach beſonderen örtlichen oder wirthſchaftlichen Verhältniffen für 
alle oder für einzelne Theilnehmer eines gemeinſchaftlichen Hütungsrechtes ein fol- 
ches Einzelnhuͤten (§. 23.) während des ganzen Jahres oder gewiſſer Jahresperio⸗ 


un Eh m 


den nothwend 


erforderlichen ig iſt, kann daſſelbe durch Lokalordnungen, in welchen zugleich die 


Sicherungsmaaßregeln feſtzuſetzen ſind, geſtattet werden. 


. 25. Eine ſolche Lokalordnung ($. 24.) kann nach Vernehmung des Pro⸗ 
für Ride" Unterſuchung der Verhältniſſe, und Anhörung der übrigen Betheiligten, 
ande lebe Feldmarken von det Ortspolizei⸗Behoͤrde, auf dem Lande von dem 
zel mi he, feſtgeſetzt werden. Doch iſt in denjenigen Städten, in welchen die Po⸗ 
a vom Gemeindevorſtande verwaltet wird, der Letztere jeder Zeit darüber 
Gir Der Landrath iſt befugt, die zu einem ſolchen Zwecke erforderliche Unterſu⸗ 
5 und Vernehmung der Betheiligten der Ortsbehörde, einem Kreisverordneten, 
einem Oekonomie Commiſſarjus aufzutragen. 


allen $. 26. Wer unbefugterwelſe fein Vieh auf der gemeinſchaftlichen Weide 
duft 98 ſoll mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu drei Thalern ber 
rden. 


Ueber 27. Auf Hütungsplaͤtzen, die von fo geringem Umfange find, daß ein 
So treten des Viehes auf die benachbarten fremden Grundſtücke leicht zu beſor⸗ 
oder eh, muß das Vieh mit Stricken au feſte Gegenſtände angebunden (getüdert), 
Vieh — Striefen geführt werden. Letzteres muß auch darn geſchehen, wenn das 
Pr Wegen zur Weide gebracht wird, denen die erforderliche Breite fehlt. 
vorh 1155 ein Bedürfniß zu einer dieſerhalb zu treffenden allgemeinen Lakalordnung 
da den iſt, kann dieſelbe auf dem im F. 25. bezeichneten Wege feſtgeſetzt werden. 
groſchen „zielen Vorſchriften zuwiderhandelt, iſt mit Geldbuße vnn zehn Silber⸗ 
den bis zu drei Thalern zu beſtrafen. 
daduich 28. Grundſtücke, welche nicht auf allen Seiten fo eingeſchloſſen find, daß 
ustreten des Viehes verhindert wird, durfen nur während der Ta⸗ 
ehweide benutzt werden. 
gehe ers. Benn das weidende Vieh nicht über Nacht in Hürden oder anderen 
nenunter, ser Räumen verbleibt, fo muß daſſelbe ſpäteſtens eine Stunde nach Son⸗ 
Sonnench 8 zu Stalle gebracht ſein, und darf nicht früher, als eine Stunde vor 
aufgang wieder ausgetrieben werden. 
geſcloſſenen N derbleibt das Vieh über Nacht im Freien in Hürden oder anderen 
gebracht werder 


geszeit zur Vi 


aumen, fo darf daſſelbe nicht vor Sonnenaufgang auf die Weide 
8 N, und muß bei Sonnenuntergang wieder eingetrieben fein, 

auf iger Für ſolche Feldmarken oder Bezirke, in denen das nächtliche Huͤten 
lichen wirthſchſſenen Grundſtücken bisher üblich geweſen und nach den eigentyüm⸗ 
einen Theil der tlichen Verhaltniſſen, entweder für die ganze Weideperiode oder für 
N Verſelben, nicht zu entbehren if, kann daſſelbe durch beſondere, nach 
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Veſtimmung des 8. 25. zu errichtende Lokalordnungen geſtattet werden, in welchen 
die zum Schutze gegen Beſchädigungen und Mißbraäuche erforderlichen Maaßregeln 
vorzuſchreiben ſind. 


§. 32. Wer den Beſtimmungen der §8. 28 — 30, oder einer nach §. 31. 
errichteten Lokalordnung zuwiderhandelt, wird, auch wenn kein Vieh auf ein frem⸗ 
des Grundſtück übergetreten iſt, mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu drei 
Thalern belegt. 

Dieſe Strafe iſt beim erſten Rückfall (§. 14.) bis zum doppelten, bei ferne 
ten Rückfällen bis zum vierfachen Betrage zu verſchärfen. 


§. 33. Tritt Vieh zur Nachtzeit auf fremde, dem Hütungsrechte nicht uns 
terliegende Grundſtücke über, fo iſt außer der nach $. 32. eintretenden Strafe, das 
Pfandgeld doppelt dafür zu entrichten. 

Auch ſind alle diejenigen, welche an dem nächtlichen Hüten Theil nehmen, 
für Pfandgeld und Schadenerſatz dem Beſchädigten ſolidariſch verhaftet; unter ſich 
aber tragen ſie dazu nach Verhältniß des von einem Jeden unter ihnen nächtlich 
gehüteten Viehes bei. 


§. 34. Viehtreiber, welche ihre Heerden zur Nachtzeit (§. 29.) treiben, 
müſſen bei Vermeidung einer Strafe von zehn Silbergroſchen bis zu drei Thalern 
von Ort zu Ort einen von ihnen zu lohnenden Begleiter zur Aufſicht mitnehmen. 


§. 35. Auf den der gemeinſchaftlichen oder wechſelſeitigen Hütung unterlie⸗ 
genden Wieſen oder Fettweiden findet, ſoweit durch Statuten oder Gewohnheiten 
nicht ein Anderes feſtgeſtellt iſt, 
die Vorhut in den Provinzen Preußen und Pommern nur bis zum 1. 
Mai, in den übrigen Provinzen nur bis zum 1 April, 
die Nachhut auf Fettweiden in den Provinzen Preußen und Pom⸗ 
mern nicht vor dem 1. Oktober, in den übrigen Provinzen nicht vor dem 
1. November, auf Wieſen dagegen in allen Provinzen erſt nach völlig 
beendigter Heuerndte und auf zwei- und mehrſchnittigen Wieſen nicht 
vor dem 1. Oktober Statt. 
Dieſe Termine können, wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, durch Lokal⸗Ord⸗ 
nungen auf dem im F. 25. bezeichneten Wege anders beſtimmt werden. 


F. 36. Naſſe, durchbrüchige Wieſen müſſen zu allen Jahreszeiten mit frem- 
der Hütung verſchont werden. 

Neugebaute oder umgebaute Wieſen find mit fremder Hütung während der 
erſten zwei Jahre nach Ausführung der Anlage ganz zu verſchonen. Auch muß 
die Schonung in der ſpäteren Zeit noch ſo lange und in demjenigen Umfange fort⸗ 
geſetzt werden, als ſie zur Vollendung der Anlage und zur Sicherung ihres Zweckes 
nothwendig iſt. 


B- 00: = 
N} > . ! d 
Die in l ällen etwa erforderlichen beſonderen Feſtſetzungen ſin 
von den in N al Behörden auf die ebendaſelbſt vorgeſchriebene 
Weiſe zu treffen. 


5. 2 f f i 1 lichen oder 
F. 37. Auf einzelnen, im Gemenge liegenden und der gemeinſchaftl 1, 
wechſelſeitigen Babu unterworfenen Feld⸗ und Wieſenſtücken darf pu 
Nicht eher ausgeübt werden, als bis die Aberndtung der Früchte und die Wer ung 
des Heues auch auf allen anderen zu ee (dem Winter- oder 
ommer⸗Getreidefelde ꝛc.) gehörigen Stücken geſchehen iſt. | 1 a 
Den Sein, mit eh DE Hütung auf den abgeerndteten Stücken all 
gemein beginnen darf, hat die Ortspolizei⸗Behorde zu beſtirmnen. 


„ . 38. | rſchriften der 58. 35. bis 37. treten auch dann ein, wenn 
die Gütungsenunig 4 8 einſeitigen Dienſtbarkeitsrechte 1 en 
agegen finden dieſe Vorſchriften in allen denjenigen Fallen eine ch 
dung, in welchen durch entgegenſtehende rechtsbeſtändige Willenserklärungen, re 5 
kraftige Erkenntniſſe oder durch Verjährung rückſichtlich des Zeitpunktes oder de 
et der Ausübung ein abweichendes Rechtsverhältniß begründet if. fin fd 
„ Wegen der Einſchränkung ſolcher beſonderen Rechte gegen Entſchä ionng, 10 
ER wegen Einführung anderweiter Ordunngen zur beſſeren Benutzung 0 1 
Rüde, verbleibt es bei den Vorſchriften und dem Verfahren des zweiten Abſchni 
emeinheitstheilungs⸗ Ordnung vom 7ten Juni 1821. 


§. 39. An Orten, wo ein Pfandſtall nöthig iſt, hat die Gemeinde einen fol- 
chen zu beſchaffen. 


K. 40. Jemand hält, ohne ein wirkliches Recht dazu zu 
kane ind, e TE ein Gegenſtand des Thierfangs 
(Allg Landrecht Thl. 1. Tit. 9. $. 111.). sr 1 8. 
Gemeindebeſchlüſſe kann aber ſowohl in Städten, als in i. Mn a 
eſtimmt werden, daß auch die Tauben desjenigen, welcher ein Re 

nn, Ode zu halten, wenn diefelben zur Saat- und Erntezeit im Freien und be⸗ 
Zuber auf den Aeckern betroffen werden, Gegenſtand des Thierfangs ſein ſollen. 
728 leichen Gemeindebeſchlüſſe bedürfen jedoch zu ihrer Gültigkeit der Beſtätigung 

eglerung. 77 


ur 
Gemeinden b 


| Mit Geldbuße von fünf Silbergroſchen bis zu drei Thalern iſt zu 
1. z wer unbefugterweiſe: * 
über Götte, Wen, oder vor völlig beendeter Erndte über beſtellte 
locker oder Wieſen, oder über ſolche Aecker, Wieſen oder Weiden, ya 
Sigeftiedigt find, oder deren Betreten durch Warnungszeichen (Tafeln, 
"it che, Gräben u. ſ. w.) unterſagt iſt, oder auf einem durch Bar 
nungszeichen geſchloſſenen Privatwege geht, reitet, fährt oder Vieh treibt; 


$. 
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in Gärten, Obſtanlagen, Weinbergen oder auf Aeckern eine Nachlefe 
hält; 

auf Grasangern oder Hecken Leinwand, Wäſche oder andere Gegenftände 
zum Bleichen, Trocknen u. ſ. w. ausbreitet oder niederlegt; 

in Privatgewäſſern oder auf fremdem Grund und Boden Flachs oder Hauf 
röthet, oder Privatgewäſſer durch Aufweichen von Fellen darin oder ſonſt 
verunreibigt; 

fremde, auf dem Felde zurückgelaſſene Ackergeräthe gebraucht; 

das an Grenzrainen, Gräben, Wegen oder Triften wachsende Gras oder 
ſonſtige Viehfutter abſchneidet oder abrupfl; 

Dünger von Aeckern, Wieſen oder Weiden auffammelt; 

Knochen gräbt oder ſammelt; 

die zur Sperrung von Wegen oder von Eingängen in eingefriedigte Platze 
dienenden Gatterthere, Pforten, Hecke u. ſ. w. öffnet, oder nach dem Hin⸗ 
durchgehen nicht wieder fließt. 


42. Mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu fünf Thalern ſoll be⸗ 


ſtraft werden, wer unbefugterweiſe: 


2. 
3. 


2 


7. 
$. 


Erde, Lehm, Grand, Sand, Mergel oder dergleichen gräbt; 

Plaggen oder Bullen haut oder Raſen ſticht; 

Steine gräbt, bricht oder einfammelt, in ſofern das unbefugte Fortnehmen 
derſelben nicht deshalb, wei fie zum Bergregal gehören, in den Geſetzen 
mit einer höheren Strafe bedrohet iſt; 

Steine, Scherben, Schutt oder Unrath auf fremde Grnndſtücke oder Pri⸗ 
vatwege wirft; 

von Allee- oder Feldbaͤumen oder von Hecken Laub abpflückt, oder Zweige 
abbricht; 

Garten- oder Feldfrüchte in geringer Quantität und unter IImſtänden, 
welche die Abſicht eines unredlichen Gewinnes ausſchließen, z. B. zum Ver⸗ 
zehren auf der Stelle, entwendet; 

das zur Bewäſſerung von Grundſtücken dienende Waſſer ableitet. 


43. Mit Geldbuße von funfzehn Silbergroſchen bis zu zwanzig Thalern 


iſt zu belegen, wer unbefugterweiſe: 


1. 


2. 


ſich eines Theiles benachbarter Grundſtücke durch Abpflügen oder auf an⸗ 

dere Weile anmaßt, oder durch Abpflügen, Abgraben oder andere derglei- 

chen Handlungen einen Privatweg oder Grenzram ganz oder theilweiſe 

ſich zueignet; f 

Bäume oder Straäuche, welche in Gärten, Obſtaulagen, Alleen, auf Aek⸗ 

kern oder ſonſt außerhalb eines Forſtes ſtehen, oder Hecken und andere 
zur 
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95 Einfaſſung von Grundſtücken dienende Anpflanzungen abhaut, abbricht 
Oer beſchadigt; 5 b 
Pr Sf unge anderer Art, oder Brellpfähle, oder Brücken auf 
rivatwegen beſchädigt oder zerſtört; oft ‘ 
4, Steine, 17 15 Tafeln, Skohwifche, Gräben oder ähnliche zur Abgren⸗ 
zung, Abſperrung oder Vermeſſung von Grundſtücken oder Wegen dienende 
kerk⸗ oder Warnungszeichen fortnimmt, vernichtet oder ſonſt unkenntlich 
macht; 5 
Gräben, Wälle, Rinnen oder andere zur Ab- oder Zuleitung des Waſſers 
Tran Anlagen ee un 
leicher Beſtrafung unterlieg 
wer Abe . Ortspolizei⸗Behoͤrde Torfmoore abbrennt, oder 
Haidekraut, Bulten oder ähnliche Gegenſtände auf dem Felde anzündel, 
Sund Handlungen der unter Nr. 5. und 6. bezeichneten Art mit gemeiner 
Gefahr verbunden, wie z. B. die Beſchädigung von Deichen oder Dämmen, ſo 
unterliegen fie den anderweit in den Geſetzen beſtimmten ſtrengeren Strafen. 
44, Sowohl in den im 6. 41. Nr. 1. bezeichneten Fällen, als auch dann, 
0 Jemand unbefugter Weiſe über unbeſtellte Aecker, abgeerndtete Wieſen oder 
oden gefriedigte Weiden reitel, fährt oder Vieh treibt, iſt die Pfändung der Reit⸗ 
der Zugthiere oder des Viehes, fo wie die Forderung von Pfandgeld nach den 
orſchriften der ss. 4. u. f. zuläſſig. 1. 5 
5 Doch findet in allen dieſen Fällen weder Pfändung, noch Schadenforderung, 
na Beſtrafung Statt, wenn derjenige, welcher über das fremde Grundſtück ge⸗ 
6 oder gefahren iſt, oder Vieh getrieben hat, hierzu durch die ſchlechte Beſchaf⸗ 
BAT eines an dem Grundſtücke vorüberführenden, und zum gemeinen Gebrauche 
b ng Weges genöthigt worden iſt. 


| \ | Fä 41. bis 43. eine Beſchädigung fremden 
Eigenthumg a 0 in den Fällen der SS. 4 ſch 9 


5. 


6. 


rimi 8 Rache oder Bosheit verübt, fo muß der Thäter mit den in den 
mdalgeſetzen beſtimmten ſtrengeren Strafen belegt werden. 

durch 9 6. Die nach dieſer Feldpolizei-Ordnung verwirkten Strafen werden 
tun 1 erjährung ausgeſchloſſen, wenn innerhalb dreier Monate ſeit der Uebertre⸗ 

Ne Unterſuchung derſelben nicht eingeleitet iſt. 

nicht 100 verjahrt der Auſpruch des Beſchädigten auf Pfandgeld, wenn derſelbe 

angeneddet il dreier Monate ſeit der Uebertretung bei der zuständigen Behörde 


14 
5. 47. Di i ige ] Geldb fließe 
zur Gemen e nach dieſer Feldpolizei⸗Ordnung verwirkten Ge ußen ießen 
gen jedoch pofaſſe des Orts, in deſſen Feld nark die Uebertretung verübt iſt. Lie⸗ 


gehören innerhalb der Feldmark Beſitzungen, welche nicht zum Gemeindeverbande 
Geldbußen ar beſteht in der Feldmark kein Gemeindeverband, fo find dergleichen 
PAR an die Ortspolizei⸗Behörde zu entrichten, welche dieſelben zu gemein ⸗ 


: pffßßßß ̃ ĩͤ . 
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nützigen Zwecken für den Ort zu verwenden, über dieſe Verwendung aber da, wo 

eine Gemeinde vorhanden iſt, ſolche zu hören hat. 

5 §. 48. Geldbußen, welche wegen Armuth der Schuldigen nicht beigetrieben 
werden können, find den beſtehenden Vorſchriften gemäß in Gefängnißſtrafe, oder 

nach dem Ermeſſen der erkennenden Behörde in Strafarbeit zu einem gemeinnüßi- 
gen Zwecke zu verwandeln. Hierbei iſt Ein Arbeitstag einer eintägigen Gefäng- 

nißſtrafe gleich zu achten. 

8.49. Eltern, Pflegeeltern und Dienſtherrſchaften haften, ſofern die von 
ihren im elterlichen Hauſe fh aufhaltenden Kindern oder Pflegekindern oder von 
ihren Dienſtleuten begangenen Feldfrevel zu ihrem Vortheil gereichen, für die Pfand⸗ 
gelder, Entſchädigungen, Koſten und Geldbußen. 

Kann die Geldbuße gegen den eigentlich Schuldigen nicht vollſtreckt werden, 
fo ſtehl der Behörde frei, nach ihrem Ermeſſen entweder die Geldbuße von jenen 
ſubſidiariſch dafür verpflichteten Perſonen einziehen, oder mit Verzichtung hierauf 
die im Falle des Unvermögens an die Stelle der Geldbuße tretende Gefängniß⸗ 
ſtrafe oder Strafarbeit an dem Verurlheilten vollſtrecken zu laſſen. 

$. 50. Die Gemeinde kann beſchließen, daß für den ganzen Gemeindebezirk, 
oder für einzelne Theile deſſelben Feldhüͤter beſtellt werden, denen die Beaufſichti⸗ 
gung und Sicherung der Gärten, Aecker, Wieſen, und deren Früchte gegen Ent⸗ 
wendung und ſonſtige Beſchädigungen, ſo wie die Verfolgung, Pfändung und An⸗ 
zeige der Beſchädiger obliegt. Auch können zu dieſem Zwecke Mitglieder der Ge⸗ 
meinde zu Ehrenfeldhütern (Feldherren) ernannt werden. 


$. 51. Den Feldhütern und Ehrenfeldhütern (F. 50.) ſoll in Anſehung deſ⸗ 
ſen, was ſie über verübte Feldfrevel aus eigener Wahrnehmung bekunden, voller 
Glaube beigemeſſen werden, wenn dieſelben 
1. hinſichtlich ihrer Tüchtigkeit zu dem Geſchäfte von dem Landrathe geprüft 
und beftätigt, ſodann 
2. gerichtlich ein⸗ für allemal dahin eidlich verpflichtet find: 
daß ſie die Feldfrevel, welche in den ihrer Aufſicht anvertrauten Be⸗ 
zirken vorfallen und zu ihrer Kenntmß kommen, mit aller Treue, Wahr⸗ 
heit und Gewiſſenhaftigkeit anzeigen, auch was ſie über die Thatum⸗ 
ſtände der Frevel und über deren Urheber und Theilnehmer entweder 
aus eigener Sinneswahrnehmung oder durch fremde Mittheilung erfah⸗ 
ren, mit genauer Beachtung dieſes Unterſchiedes angeben wollen, und 
3. keinen Denunziantenantheil genießen; auch nicht Pfandgelder beziehen. 


§. 52. Auch den zu keinem Gemeindeverbande gehörigen Gutsbeſitzern iſt 
die Anſtellung von dergleichen Feldhütern (85. 50. 51.) geſtattet. 

§. 53. Wer eine Pfändung vorgenommen hat, iſt verpflichtet, hiervon der 
Ortspolizei⸗Behörde ſpaͤteſtens binnen 24 Stunden Anzeige zu machen, und ihre 
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Beſtimmung darüber, ob er die Pfandſtücke an fie- zur Aufbewahrung abliefern, 
N fh 7 61755 fol, nen wenn eine Heerde gepfändet worden, 
ee: einzuholen, wie viel Stücke Vieh nach der Beſtimmung des $. 7. 
zubehalten find, 1 Or Ge DE 
„Det Ddiefe Er unterläßt, verliert zwar dadurch nicht ſeine übrigen An⸗ 
ſprüche an den Gepfändeten, er kann aber auf deſſen Antrag zur ſofortigen Ruck, 
gabe der Pfandſtücke angehalten werden, und hat außerdem feine etwanigen An⸗ 
ſprüche auf Erſtattung der Koſten für Wartung, Stallung und Fütterung des ge⸗ 
pfandeten Viehes verwirkt. N 5 
§. 54. Das abgepfändete Vieh muß ſofort freigegeben werden, wenn der 
Gepfändete durch Niederlegung eines anderen Pfandes oder einer Geldſumme dem 
Befchädigten für deſſen Forderung an Pfandgeld, Schadenerſatz und Koſten, hin⸗ 
längliche Sicherheit beſtellt. Ueber die Hinlänglichkeit dieſer Sicherheit hat, wenn 
Streit daruber entſteht, die Ortspolizei-Behörde nach vorläufiger Prüfung und 
Feſtſtellung jener Forderung zu entſcheiden. g 
FS. 55. Die Feſtſetzung der Koften für Wartung, Stallung und Fütterung 
der gepfändeten Viehſtücke ſteht der Ortöpolzei-Behörde zu. Die Regierungen 
fin befugt, für alle oder für einzelne Kreiſe, nach Vernehmung der Kreis ſtände, 
allgemein geltende Sätze für Koſten dieſer Art zu beſtinmen. 5 
a 56. Die Ortspolizei⸗Behörde hat, ſobald ihr eine Pfändung oder eine 
au Forderung von Pfandgeld berechtigende Uebertretung angezeigt wird, beide 
Theile in möglichſt kurzer Friſt vor ſich zu laden, den Pfänder oder Beſchädigten 
uber die Veranlaſſung zur Pfändung oder Klage, und über ſeine Forderung an 
uranbgeld und Schadeuerſatz, den Beſchädiger aber mit feiner Erklärung hierüber 
Steile en; auch nöthigenfalls ſofort den Beweis durch Beſichtigung an Ort und 
oder durch Vernehmung der Zeugen aufzunehmen. i 8 
Entſe * Fordert der Beſchädigte nur Pfandgeld und Koſten, ſo gebuhrt die 
z ei ung darüber, ſofern nicht der, im §. 58. Nr. 1. gedachte Fall eintritt, 
iſt er erwaltet ein Gutsherr die ihm zuſtehende Polizeigerichtsbarkeit ſelbſt und 
bei eg oder einer feiner Angehörigen ($. 46. Tit. 17. Thl. II. Allg. Landrechts) 
Lem ſolchen Falle betheiligt, ſo ſteht die Entſcheidung dem Landrathe zu. 
— % „Dagegen gebührt die Entſcheidung des Streits dem Gerichte, wenn 
der Gepfändete die Rechtmäßigkeit der Pfändung oder die Forderung des 
1 fandgeldes deshalb beftreitet, weil er ein Recht zu der von ihm vorge⸗ 
2. der onen Handlung zu haben behauptet, oder 
0 2 Beſchädigte ſich mit dem Pfandgelde nicht begnügen will, und zugleich 
In 8 den Erſatz des ihm verurſachten Schadens fordert. 
Gericht zu en Fallen iſt die Sache von der Polizeibehörde an das betreffende 
verweiſen, welchem alsdann auch die weitere Beſtimmung darüber zu⸗ 
2 
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ſteht, was mit den Pfandſtücken, ſofern ſolche nach §. 54. noch nicht ausgelöſt find, 
geſchehen ſoll. 

$. 59. Sowohl in den ihrer Entſcheidung unterliegenden, als in den nach 
F. 58. Nr. 2. der gerichtlichen Entſcheidung zu überweiſenden Streiffällen hat die 
Polizeibehörde ſich zu bemühen, zwiſchen beiden Theilen einen Vergleich zu Stande 
zu bringen. Gelingt dies, ſo iſt über den Vergleich ein Protokoll aufzunehmen, 
auf Grund deſſen, wie aus einem gerichtlichen Vergleiche, die Exekution nachge⸗ 
ſucht und vollſtreckt werden kann. 

§. 60. Erſcheint derjenige, gegen welchen der Anſpruch auf Pfandgeld erho- 
ben iſt, auf die ergangene Vorladung ($. 56.) nicht, ſo hat die Polizeibehörde nach 
thatſächlicher und rechtlicher Erörterung der Sache den Betrag des Pfandgeldes 
und der Koſten durch ein Reſolut feſtzuſetzen, demnächſt aber, wenn eine Pfaͤndung 
geſchehen iſt und der Gepfaͤndete ſich nicht innerhalb acht Tagen ſeit der Pfän⸗ 
dung meldet, das Pfand öffentlich zu verſteigern, den Beſchädigten daraus zu be- 
friedigen und den etwanigen Ueberreſt des Erlöſes an das gerichtliche Depoſitum 
des Orts abzuliefern. 

F. 61. Auf eben dieſe Weiſe (§. 60.) hat die Polizeibehörde in denjenigen 
Fallen zu verfahren, in welchen eine Pfändung geſchehen iſt, der Gepfändete aber, 
weil feine Perfon oder fein Aufenthalt unbekannt war, zu der nach §. 56. vorzu⸗ 
nehmenden Verhandlung nicht vorgeladen werden konnte. N 

§. 62. Zur Erörterung der Sache gehört es auch, wenn der in Anſpruch 
Genommene behauptet, daß die Beſchädigung durch die eigene Schuld und Nach⸗ 
läſſigkeit des Pfändenden veranlaßt ſei. 

F. 63. Verlangt der Beſchädigte die Abſchätzung des Schadens, ſo hat die 
Polizeibehörde ſolche, ſelbſt in denjenigen Fällen, welche der gerichtlichen Entſchei⸗ 
dung unterliegen (§. 58.), ungeſäumt zu veranlaſſen, und dazu nicht nur den Be⸗ 
ſchädigten, ſondern auch den Befchädiger vorzuladen. Erſcheint der Beſchadiger 
auf die Vorladung nicht, oder kann derſelbe, weil ſeine Perſon oder ſein Aufent⸗ 
halt unbekannt iſt, nicht vorgeladen werden, ſo kann auch ohne ihn die Abſchätzung 
vorgenommen werden. 

0 Der Schade iſt an Orten, wo Dorfgerichte vorhanden ſind, durch 
dieſe, Tonft aber durch andere vereidete Sachverſtändige abzufchägen. 

Sind die Dorfgerichte oder die ganze Eemeinde bei dem Ausgange der Sache 
betheiligt, fo uuß die Abſchätzung durch benachbarte unbetheiligte Dorfgerichte oder 
durch andere Sachverſtändige geſchehen. 

$. 65. Für Orte oder Bezirke, wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, ſind zu 
dergleichen Abſchätzungen (§. 64.) ſachverſtändige Taxatoren zu beſtellen und ein⸗ 
für allemal gerichtlich zu vereiden. Auf dem Lande erfolgt eine ſolche Beſtellung 
auf den Vorſchlag der Ortsbehörden durch den Landrath, in den Städten durch 
den Magiſtrat. 
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S. 66. Die den Taratoren zu gewährenden Gebühren find von demjenigen, 
welcher die Abſchätzung beantragt hat, mit Vorbehalt ſeines Regreſſes an den Be⸗ 
ſchaͤdiger, zu zahlen. 

Die Regierungen ſind befugt, die Satze ſolcher Gebühren für ganze Kreiſe 
nach Vernehmung der Kreisſtände, oder für einzelne Orte nach Vernehmung der 
Ortsbehörden und Gemeinden allgemein feſtzuſtellen. 

8. 67. Gegen die Euiſcheidung der Polizeibehoͤrde über Pfandgeld und Ko⸗ 
fien kann jede Partei, welche ſich dadurch verletzt erachtet, innerhalb der nächſten 
zehn Tage, nach der ihr geſchehenen Verkündung der Entſcheidung, den Rekurs an 
die vorgeſetzte Regierung einlegen. 

Ueberſteigt die Summe, über welche entfchieden iſt, den Betrag von zehn 
Thalern, fo ſteht der beſchwerdeführenden Partei frei, binnen jener Friſt ſtatt des 
Rekurſes an die Regierung auf gerichtliche Erörterung und Entſcheidung der Sache 
anzutragen; hat diefelbe jedoch den Rekurs einmal eingelegt, fo kann fie die ge- 
richtliche Erörterung nicht mehr fordern. 

Gegen die in Folge des Rekurſes von der Regierung getroffene Entſcheidung 
iſt kein weiteres Rechtsmittel zuläflig. 

$. 68. Ueber die in dieſer Feldpolizei⸗Ordnung mit Strafe bedroheten Ue⸗ 
bertretungen jeder Art ſteht der Ortspolizei⸗Behoͤrde die Unterſuchung und Ent⸗ 
ſcheidung zu. 

5 $. 69. Gegen das polizeiliche Strafreſolnt (§. 68.) kann der Verurtheilte, 
innerhalb der nächſten zehn Tage nach der Verkündung, den Rekurs an die Re⸗ 
gierung einlegen; er iſt aber, wenn die gegen ihn feſigeſetzte Strafe eine Geldbuße 
von zehn Thalern, oder eine Gefängnißſtrafe oder Strafarbeit von vierzehn Tagen 
üderſteigt, auch befugt, binnen derſelben Friſt, ſtatt des Rekurſes auf gerichtliche 
nterſuchung und Entſcheidung anzulragen. Dieſe Befugniß fällt weg, wenn er 
den Rekurs einmal eingelegt hat. 
Gegen die in Folge des Rekurſes von der Regierung getroffene Eutſcheidung 
iſt kein weiteres Rechtsmittel zulaſſig. 
F. 70. An Orten, wo gegenwärtig die Feldpolizei und feldpolizeiliche Ge⸗ 
richtsbarkeit nicht durch die gewoͤhulichen Ortspolizei⸗Behoͤrden, ſondern durch Feld⸗ 
Se oder andere zu dieſem Zwecke eingeſetzte, im Dienſte der Gemeinde oder 
Hab: Gemeindelaſſen oder Korporationen ſtehende, Behörden verwaltet wird, 
die Befug dieſe Behörden, für den bisherigen Umfang ihres Geſchaftskreiſes, alle 
5 ugniſſe und Obliegenheiten über, welche in dieſer Feldpolizei-Ordnung den 

4 del: Behörden zugetheilt ſind. 
und SE Den an einigen Orten herkömmlich beſtehenden Grenzregulirungs⸗ 
richtigen n verbleibt die Befugmiß und Verpflichtung, für Erhaltung der 
Streifi gleiten won zwiſchen den Flurnachbaren zu ſorgen, und dieſerhalb entſtehende 

vorbehaltlich des Rechtsweges zu eutſcheiden. 
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$. 72. Die Regierungen find befugt, an ſolchen Orten, wo dies wegen zu 
großer Entfernung des Sitzes der Polizeibehörde oder aus andern Gründen ange⸗ 
meſſen erſcheint, die Verwaltung der Feldpolizei und der feldpolizeilichen Gerichts 
barkeit nach Inhalt dieſer Ordnung ganz oder theilweiſe den Dorfgerichten oder 
dem Orts⸗ oder Gemeindevorſtande aufzutragen. 

Auch können die Regierungen, nach eingeholter Genehmigung des Miniſters 
des Innern, für einzelne Orte, oder aus mehreren Ortſchaften zu bildende Bezirke, 
zur Verwaltung der Feldpolizei nnd feldpolizeilichen Gerichtsbarkeit beſondere Feld⸗ 
ämter errichten, die aus mindeſtens drei vom Landrathe in Vorſchlag zu bringen⸗ 
den, und gerichtlich zu vereidigenden Grundbeſitzern zuſammen zu ſetzen ſind. 

Alle dergleichen Einrichtungen dürfen jedoch für Orte, uͤber welche die Poli⸗ 
zeigerichtsbarkeit einer Privatperſon zuſteht, nur mit deren Zuſtimmung getrof⸗ 
fen werden. 


§. 73. Wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, wegen der Räumung und In⸗ 
ſtandhaltung von Privatflüſſen und Gräben, und zu dem Ende wegen Beſtellung 
von Schaurichtern und der denſelben beizulegenden Aufſichts⸗ und Strafbefug⸗ 
niſſe beſondere Ordnungen oder Statuten abzufaſſen, kann dies auf dem im 
$. 25. bezeichneten Wege unter Beſtätigung der Regierung mit verbindlicher Kraft 
geſchehen. 

§. 74. Wo beſondere Verhaltniſſe feldpolizeiliche Vorſchriften über ſolche Ge⸗ 
genſtande erforderlich machen, in Anſehung deren dieſe Feldpolizei - Ordnung keine 
Beſtimmungen enthält, können darüber Kreis⸗ oder Lokal⸗ Verordnungen, nach An⸗ 
hörung der Kreisſtände, oder der Ortspolizei⸗Behörden, der Gutsherrſchaften und 
Gemeinden, mit Genehmigung und unter Beſtätigung Unſerer Miniſter des In⸗ 
nern und der Juſtiz erlaſſen werden. 


g. 75. Die gegenwartige Feldpolizei⸗Ordnung ſoll am Iften Januar 1848 
in Kraft treten. Von dieſem Zeitpunkte ab verlieren alle bisherigen allgemeinen, 
provinziellen, ſtatutariſchen oder ſonſtigen Vorſchriften über Gegenſtaͤnde, worüber 
dieſe Feldpolizei⸗Ordnung Beſtimmungen enthält, ſoweit nicht ausdruͤcklich darin 
auf fie verwieſen iſt, ihre Wirkſamkeit. 


Doch verbleibt von der Halberſtädtiſchen Feldordnung vom 27ſten Juli 1759, 
wo dieſelbe bisher gegolten hat, der §. 38. derſelben, indeſſen auch dieſer nur ſo 
weit in Kraft, als er die Schaafhirten verpflichtet, für den Schadenerſatz ſolidariſch 
zu haften; die darin ausgeſprochene ſolidariſche Verpflichtung dieſer Perſonen für 
die Strafen wird aufgehoben. Von den im Allg. Landrecht Thl. I. Tit. 14. Ab⸗ 
ſchnitt 4. enthaltenen Vorſchriften über Pfändungen bleiben in Beziehung auf Ge⸗ 
genſtände dieſer Feldpolizei⸗Ordnung nur diejenigen gültig, welche in den hier bei⸗ 
gedruckten Anhang aufgenommen ſind. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 1ſten November 1847. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Savigny. v. iöodelschwingh. Uhden. 
Beglaubigt: Bode. 
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Anhang 


zur Feldpolizei⸗ Ordnung. 


Auszug aus dem von Pfändungen handelnden Abſchnitt 4., Titel 14., 
Theil 1. des Allgemeinen Landrechts. 


F. 418. Gegen Poſten, Staffetten und Kuriere iſt keine Pfändung erlaubt. 

$. 419. Die Pfändung darf nur auf friſcher That, nachdem die Beſchädi⸗ 
gung oder Störung erfolgt iſt, geſchehen. 

$. 420. Außerhalb der Grenzen der Feldflur, auf welcher die Beſchädigung 
oder Störung erfolgt iſt, darf der Beeintraͤchtigte den Beſchädiger oder Stoͤrer 
mit Pfändung nicht verfolgen. 

FS. 421. Hat Jemand auf einer fremden Feldflur ein auf einen gewiſſen Di⸗ 
dolkt eingeſchränktes Recht, ſo kann er nur innerhalb dieſes Diſtrikts Pfändungen 
ornehmen. f 

FS. 422. Erſtreckt ſich das Revier, innerhalb deſſen Jemand ein Recht aus⸗ 
Aa hat, über die Grenzen einer Feldflur hinaus, jo beflimmen die Grenzen des 
eviers den Bezirk, in welchem er Pfändungen vorzunehmen berechtigt iſt. 
fon F. 423. Um der Sache, welche gepfändet werden foll, ſich zu bemächtigen, 
en weder gefährliche Waffen, noch reißende Hunde gebraucht werden. 
G $. 424. In der Regel find nur Vieh und andere bewegliche Sachen ein 
egenſtand der Pfändung. 
de Pferd Iſt der Gepfändete erbötig, ſtatt des zu pfändenden Stuͤcks ein an⸗ 
derzule I. welches zu vorftehender Deckung des Pfändenden hinreichend iſt, nie⸗ 
dern bis a 5 iſt der Pfändende ſelbiges anzunehmen, und nöthigenſalls dem An⸗ 
$. u nächſten Ort, wo die Niederlegung geſchehen kann, zu folgen ſchuldig. 
den Willen des Won Fracht; und Reiſewagen dürfen die geladenen Güter, wider 
es Inhabers, nicht gepfändet werden. 
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$. 430. Perſonen ſollen nur alsdann angehalten werden, wenn die Sach⸗ 
pfändung entweder gar nicht oder nicht, ohne ſich zugleich der Perſon zu verſichern, 
bewerkſtelligt werden kann. 

§. 437. Der Beſchädiger iſt allemal ſchuldig, auf die Entſchädigungsklage 
bei den Gerichten des Orts, wo die Pfändung erfolgt iſt, ſich einzulaſſen. 


§. 458. Einer geſetzmäßig unternommenen Pfändung darf ſich Niemand 
widerſetzen. 

§. 459. Wer ſich dem Pfändenden im Begriffe der vorzunehmenden Pfaͤn⸗ 
dung entzieht, muß das Pfandgeld doprell, und wer ſich der Pfändung mit Ge⸗ 
walt widerſetzt, muß daſſelbe vierfach entrichten. 

$. 460. Der das einfache Pfandgeld überſteigende Betrag faͤllt, als Strafe, 
allemal der gemeinen Kaſſe des Orts anheim. 


§. 461. Wer bei einer vorfallenden Pfändung den Andern ſchimpft, ſchlaͤgt 
oder ſonſt beſchädigt, ſoll nach aller Strenge der Kuminalgeſetze beſtraft werden. 

§. 462. Wer unrechtmäßiger Weiſe gepfändet hat, muß das Pfand dem An- 
dern koſtenfrei zurückliefern und demſelben für den verurſachten Schaden und ent⸗ 
gangenen Gewinn vollſtändige Genugthuung leiſten. 


§. 463. Auch hat derjenige, welcher Pfändungen widerrechtlich vornimmt, 
nach Bewandniß der Umſtände die geſetzmäßigen Strafen der unerlaubten Selbſt⸗ 
hülfe oder beleidigten Freiheit des Andern verwirkt. (Thl. 2. Tit. 20. Abſchnitt 
4. 12.) 

§. 464. Iſt die unrechtmäßige Pfändung ohne Verübung perfönlicher Ge⸗ 
walt geſchehen, ſo dient der Betrag des im Falle der Rechtmäßigkeit zu erlegen 
geweſenen Pfandgeldes zum Maaßſtabe der dem unbefugten Pfander aufzulegen⸗ 
den Geldſtrafe. 

§. 465. Auch derjenige, welcher, nachdem er gepfändet worden, ſich eigen⸗ 
mächtig wieder in Beſitz des Pfandes zu ſetzen unternimmt, odec eine Gegenpfan⸗ 
dung aus vermeintlichem Wiedervergeltungsrecht ſich anmaßt, wird nach den Vor⸗ 
ſchriften 88. 462 — 464. beurtheilt. 
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